
habe die Klägerin die Abnahme verweigert. Der 
„Schuldschein“ sei nur der Form halber ausgestellt 
worden.

Von den von der Klägerin verlangten 7000 DM hat 
der Beklagte 700 DM als Umwertungsbetrag gezahlt, 
woraufhin die Klägerin mit der Klage aus ihrer angeb­
lichen Restforderung von 6300 DM einen Teilbetrag 
von 2000 DM verlangt hat.

Der Beklagte hat nach Beweisaufnahme hiervon 
1500 DM anerkannt und wegen der restlichen 500 DM 
Abweisung beantragt. Das Amtsgericht B. hat in Höhe 
von 1500 DM Teilanerkenntnisurteil erlassen und die 
Klage wegen der restlichen 500 DM im Hinblick auf 
die Nichtigkeit des zwischen den Parteien abgeschlosse­
nen Rechtsgeschäfts abgewiesen.

Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin hat die 
Kassation des rechtskräftigen Teilanerkenntnisurteils 
beantragt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Amtsrichter hat das Teilanerkenntnisurteil vom 

23. März 1950 in unrichtiger Anwendung des § 307 ZPO 
erlassen und damit das Gesetz verletzt. Nach § 307 
ZPO ist eine Partei auf Antrag des Gegners dem An­
erkenntnisse gemäß zu verurteilen, wenn sie den gel­
tend gemachten Anspruch in der mündlichen Verhand­
lung ganz oder zum Teil anerkennt. Voraussetzung für 
das Anerkenntnisurteil ist also außer dem Antrag der 
Gegenpartei ein A n e r k e n n t n i s ,  d. h. eine Willens­
erklärung der beklagten Partei, daß sie die geltend 
gemachte Forderung als berechtigt ansieht und ihr 
keine Einwendungen entgegenhalten will.

Dieses Anerkenntnis ist seiner Rechtsnatur nach nicht 
nur Prozeßhandlung, sondern gleichzeitig auch mate­
rielles Rechtsgeschäft im Sinne des § 781 BGB, dessen 
Wirksamkeit sich auch nach den allgemeinen Grund­
sätzen des Zivilrechts richtet. Aus dieser Doppelnatur 
des im Prozeß abgegebenen Anerkenntnisses folgt, daß 
der Richter, der ein Anerkenntnisurteil erlassen will, 
nicht gezwungen sein kann, in j e d e m  Falle, in dem 
ein Beklagter die Forderung als bestehend anerkennt, 
bei entsprechendem Antrag des Klägers auch das An­
erkenntnisurteil zu erlassen; vielmehr setzt § 307 ZPO 
voraus, daß das Anerkenntnis auch g ü l t i g  ist. Ein 
gültiges Anerkenntnis kann niemals vorliegen, wenn 
es sich auf eine auf etwas Unmögliches gerichtete oder 
auf eine aus einem gesetzlich verbotenen Rechtsgeschäft 
herrührende Forderung bezieht.

Im vorliegenden Fall ist das Anerkenntnis des Be­
klagten nichtig, weil es eine aus einem gesetzwidrigen 
Grundgeschäft (Schwarzhandel mit unversteuerten Ziga­
retten) stammende Forderung betrifft. Nach dem Er­
gebnis der Beweisaufnahme ist — wie auch das strei­
tige Endurteil des Amtsgerichts Köpenick vom 15. Ja­
nuar 1951 feststellt — als bewiesen anzusehen, daß 
die Vereinbarungen der Parteien den Zweck hatten, die 
Bewirtschaftungs- und Steuervorschriften sowie die be­
vorstehenden Währungsbestimmungen zu umgehen. 
Nach den Aussagen der im Prozeß vernommenen Zeu­
gen, vor allem der am Ausgang des Rechtsstreits nicht 
interessierten Zeugin L., steht fest, daß der Beklagte 
das Geld von der Klägerin nicht als Darlehn, sondern 
zu dem Zweck erhalten hatte, um hierfür größere 
Mengen unversteuerter Zigaretten der Rasno Export als 
„währungssichere“ Kapitalsanlage einzukaufen und für 
die Klägerin einzulagern. Es ist ferner durch die 
eigenen Angaben des Ehemannes der Klägerin, die 
dieser auch vor dem Kassationssenat wiederholt hat, 
bewiesen, daß der Ehemann der Klägerin in seinem 
Betrieb mit einem Teil dieser gehorteten Zigaretten 
Schwarzhandel betrieben hat und auch schon vor der 
Währungsreform unversteuerte Tabakware zu Schwarz­
handelszwecken von dem Beklagten bezogen hatte. Das 
zwischen den Parteien vereinbarte Geschäft stellt eine 
Zuwiderhandlung gegen die geltenden wirtschafts­
regelnden, steuerrechtlichen und preisrechtlichen Be­
stimmungen dar und ist somit als typisches Schwarz­
handels- und Spekulationsgeschäft nach § 134 BGB 
seinem vollen Umfange nach nichtig. Beide Parteien 
haben durch den Abschluß dieses Geschäftes gegen 
gesetzliche Verbote verstoßen, so daß dem Rückzah­
lungsanspruch der Klägerin § 817 Abs. 2 BGB ent­
gegensteht. Auch das hat das streitige Urteil des Amts­
gerichts Berlin-Köpenick vom 15. Januar 1951 zutreffend 
ausgesprochen. Die Klägerin kann daher aus diesem

Rechtsgeschäft keinen Zahlungsanspruch gegen den 
Beklagten herleiten und hat somit auch keinen An­
spruch darauf, daß ihr der Staat die Hilfe der Gerichte 
zur Durchsetzung ihrer „Forderung“ zur Verfügung 
stellt. Solchen nach § 134 BGB nichtigen Rechts­
geschäften vermag auch ein späteres Anerkenntnis keine 
Rechtswirksamkeit zu verschaffen. In einem solchen 
Falle nach § 134 BGB nichtiger Rechtsgeschäfte liegt 
ein rechtswirksames Anerkenntnis also nicht vor. Ein 
solches Anerkenntnis kann daher nicht Grundlage eines 
Anerkenntnisurteils nach § 307 ZPO sein. Wäre dem 
nicht so, dann wäre es den Parteien im gegenseitigen 
Einvernehmen möglich, jedes verbotene und nach § 134 
BGB nichtige Rechtsgeschäft, dem unsere Rechtsord­
nung bewußt den Rechtsschutz versagt, durch Partei­
vereinbarung nach ihrem Belieben in ein gültiges 
Rechtsgeschäft zu verwandeln. Ein rechtswirksames 
Anerkenntnis kann auch nicht aus dem Recht der Par­
teien, die Herrschaft über den Streitgegenstand aus­
zuüben, gefolgert werden, Die Parteien haben im Pro­
zeß zwar das Recht, über den Streitgegenstand zu ver­
fügen und den Umfang der richterlichen Entscheidung 
durch ihre Anträge zu bestimmen (§ 308 ZPO). Dieses 
Recht der Parteien bedeutet aber nicht, daß sie auch 
berechtigt sind, eine Forderung, die auf einem nach 
unserer Rechtsordnung verbotenen Geschäft beruht und 
deshalb keinen Rechtsschutz genießt, über den Umweg 
eines prozessualen Anerkenntnisses in eine dem Rechts­
schutz unterliegende Forderung umzuwandeln.

Der Richter, der ein Urteil nach § 307 ZPO erlassen 
will, muß also, bevor er dem Antrag auf Erlaß des 
Anerkenntnisurteils stattgibt, außer den allgemeinen 
Prozeßvoraussetzungen stets von Amts wegen unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt des § 134 BGB prüfen, ob 
der Wille der Parteien überhaupt imstande ist, die 
Rechtsfolgen so, wie sie der Kläger für sich in An­
spruch nimmt, zu erzeugen, mit anderen Worten, ob ein 
nach unserer Rechtsordnung gültiges Anerkenntnis vor­
liegt, oder ob sich die Erklärung des Beklagten auf 
eine Forderung bezieht, der ein nach § 134 BGB nich­
tiges Rechtsgeschäft zugrunde liegt. Die demokrati­
schen Gerichte, die als ein wichtiges Organ unseres 
antifaschistisch-demokratischen Staates durch die An­
wendung der demokratischen Gesetze seine Ziele zu 
verwirklichen haben, können niemals bei einer Hand­
lung der Prozeßparteien mitwirken, deren Gegenstand 
dem Inhalt unserer Rechtsordnung widerspricht.

Die Erklärung des Beklagten im Termin vom 23. März 
1950, daß er die Forderung der Klägerin in Höhe von 
1500 DM anerkennt, war daher ihrem materiellen In­
halt nach nichtig und konnte bei der gegebenen Sach­
lage niemals die Folgen eines rechtswirksamen An­
erkenntnisses hervorrufen. Sie durfte somit auch nicht 
zur Grundlage eines Anerkenntnisurteils gemacht 
werden.

§ 372 BGB.
1. Orientiert sich der Schuldner nicht genügend über 

die erlassenen Gesetze, so beruht seine Ungewißheit 
über die Person des Gläubigers auf Fahrlässigkeit.

2. Zur Frage des Forderungsüberganges gemäß dem 
SMAD-Befehl Nr. 247 vom 14. August 1946 sowie der
6. VO zur Änderung der AO Nr. 22 über die Errichtung 
der Mecklenburg-Vorpommerschen Sach- und Per­
sonenversicherungsanstalt vom 13. September 1947.

OLG Schwerin, Urt. vom 17. März 1952 — U 2/52.
Auf dem Grundstück des Beklagten in Greifswald war eine 

Darlehnshypothek von 24 500 DM für die Evangelische Vor­
sorge, Gemeinnützige Versicherungs-Aktien-Gesellschaft in 
Berlin, eingetragen. Auf Anraten der „Vorsorge" hinterlegte 
der Beklagte die auf die Hypothek zu entrichtenden Zins- und 
Tilgungsraten für die Zeit vom 1. Januar 1947 bis 30. Juni 
1948 in Höhe von 2205,— DM am 16. Februar 1848 und 17. Juni 
1948 in zwei Teilbeträgen von je 1102,50 DM beim Amtsgericht 
in Berlin-Schöneberg unter Verzicht auf die Rücknahme. Die 
Hinterlegung erfolgte sowohl zugunsten der „Vorsorge“ als 
auch zugunsten der Versicherungsanstalt Mecklenburg. Diese 
machte durch Schreiben vom 9. Juli 1948 ihre Rechte als Gläu­
bigerin der Darlehnshypothek dem Beklagten gegenüber gel­
tend. Am 5. September 1950 wurde die Hypothek im Grund­
buch auf sie umgeschrieben.

Als neue Gläubigerin fordert die Deutsche Investitionsbank 
die Zahlung der hinterlegten Zins- und Tilgungsraten. Sie hat 
gegen das die Klage abweisende Urteil des Landgerichts Be­
rufung eingelegt, die Erfolg hatte.


